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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

wieder einmal gibt es neben interes-
santen Gerichtsentscheidungen
statistisch Einiges zu vermelden.
Der Verbraucherpreisindex l&sst
erkennen, dass die Verbraucherprei-
se leicht sinkend verlaufen, genauso
wie der Basiszins. Dieser ist mit
Minus 0,73 % im vierten Halbjahr
in Folge weiter fallend. Offenbar
halt die Niedrigzinsphase weiter an.
Das wird vor allem auch eine
wachsende Stadt wie Leipzig gut

Kurze Meldungen

Verjahrungsbeginn nach Abtre-
tung

Die allgemeine Verjéhrungsfrist
betragt 3 Jahre, § 195 BGB. Sie
beginnt gemdl & 199 BGB zu
laufen, wenn der Anspruch entstan-
den ist und dem Glaubiger von den
den Anspruch begrindenden Tatsa-
chen und der Person des Schuldners
Kenntnis erlangt. Der BGH hatte im
Urteil vom 30.4.2014 zu befinden,
wie sich der Verjédhrungslauf
gestaltet, wenn der Gléaubiger die
fur den Verjahrungsbeginn erfor-
derliche Kenntnis hat, dann aber die
Forderung an einen unwissenden
Neuglaubiger abtritt. Die Richter
des V. Zivilsenats entschieden,
dass sich der Neugldubiger die
Kenntnis des Altglaubigers zurech-
nen lassen misse. Der Anspruch
werde in diesem Fall mit in Gang
gesetzter Verjahrung abgetreten (1V
ZR 30/13).

Kein Zugriff auf die Kaution
wahrend des laufenden Mietver-
haltnisses

Nach einem Urteil des BGH vom
7.5.2014 ist der Zugriff des Ver-
mieters auf die Kaution im laufen-

SHLIES

gebrauchen konnen. Der Monito-
ringbericht der Stadt Leipzig fur
2013/2014 verkindet angesichts der
Zuwanderungsbewegungen  auch
einen sich stabilisierenden Markt
bei der Vermietung von Wohnraum.
Derzeit sollen noch 27.000 Woh-
nungen leer stehen, was einer
Leerstandsquote von noch 8%
entsprache. Die Bestandsmieten im
Altbau reichten derzeit von 4,35 €
bis 8,50 €, im Neubau von 6,50 bis

den Mietverhédltnis rechtswidrig.
Auch sei die Klausel im Wohn-
raummietvertrag unwirksam,
wonach der Vermieter sich im
laufenden Mietverhaltnis aus der
Kaution befriedigen dirfe und im
Anschluss einen Wiederauf-
fullungsanspruch habe. Die Rege-
lung verstoRe gegen § 551 Abs. 4
BGB (VI ZR 234/13).

Ehemaliger Mieter und Untermie-
ten haften wie Gesamtschuldner

Im Urteil vom 14.3.2014 stellte der
BGH klar, dass sowohl der gekiin-
digte Mieter wie auch sein Unter-
mieter beide nebeneinander fur die
entgangene Nutzung haften. Die
Haftung sei eine rechtlich unter-
schiedliche. Der Mieter schulde
Nutzungsausfallentschadigung  in
Hohe der vormaligen Miete (8 546 a
BGB). Der Untermieter hafte
demgegeniber nach den Regeln des
Eigentumer-Besitzer-Verhaltnisses

fir die genutzten Raumlichkeiten
auf Herausgabe der gezogenen oder
schuldhaft nicht gezogenen Nutzun-
gen (88 987, 990 Abs. 1 BGB).
Beziiglich der nicht genutzten
Raumlichkeiten hafte der Unter-
mieter auf Schadensersatz in Hohe

zu 10 €. Im Durchschnitt wiirde
Wohnraum derzeit fir 5,08 €
vermietet werden. Es scheint, der
Mietspiegel in Leipzig zeichnet
insoweit ein schlechteres Bild vom
Marktgeschehen.

Von diesen positiven Entwicklun-
gen geht es nun zurtick zur trocke-
nen Jurisprudenz, deren Lektire
hoffentlich dennoch auf Ihr Inte-
resse stoft.

Es gruft herzlich
lhr Anwalt

Heinz G. Schultze

des entsprechenden Mietausfall-
schadens (8§ 987, 990 Abs. 2, 286
Abs. 1 BGB), wenn der Eigentiimer
die verbliebenen R&umlichkeiten
wegen der dbrigen Nutzung nicht
mehr vermieten kénne (V__ZR
218/13).

Nutzungsausfall flr verspatete
hergestelltes Blockhaus

Nach einem aktuellen Urteil des
BGH vom 8.5.2014 erhielt der
Bauherr wegen der verspateten
Herstellung seines Neubaus eine
Nutzungsausfallenteschédigung.
Bereits im Urteil vom 20.2.2014
habe der VII. Zivilsenat darauf
hingewiesen, dass weitere Voraus-
setzung sei, dass der herzustellende
Wohnraum nicht mit dem aktuell
genutzten Wohnraum vergleichbar,
sondern deutlich hoherwertig sein
musse (VII ZR 172/13, ZIV 2014,
14). Ein Anspruch k&me nur in
Betracht, wenn die Verzdgerung
den Geschadigten in seiner zentra-
len Lebensfuhrung fihlbar beein-
trachtigt habe. Irrelevant sei dage-
gen, dass der aktuelle Wohnraum
eine angemessen Lebensfiihrung ge-
statte, VIl ZR 199/13.
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 195 BGB
Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei Jahre.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 199 BGB
(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, soweit nicht ein anderer Verjährungsbeginn bestimmt ist, mit demSchluss des Jahres, in dem
1. der Anspruch entstanden ist und
2. der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 546a Entschädigung des Vermieters bei verspäteter Rückgabe
(1) Gibt der Mieter die Mietsache nach Beendigung des Mietverhältnisses nicht zurück, so kann der Vermieter für die Dauer der Vorenthaltung als Entschädigung die vereinbarte Miete oder die Miete verlangen, die für vergleichbare Sachen ortsüblich ist.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 987 Nutzungen nach Rechtshängigkeit
(1) Der Besitzer hat dem Eigentümer die Nutzungen herauszugeben, die er nach dem Eintritt der
Rechtshängigkeit zieht.
(2) Zieht der Besitzer nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit Nutzungen nicht, die er nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtschaft ziehen könnte, so ist er dem Eigentümer zum Ersatz verpflichtet, soweit ihm ein Verschulden zur Last fällt.

§ 990 Haftung des Besitzers bei Kenntnis

(1) War der Besitzer bei dem Erwerb des Besitzes nicht in gutem Glauben, so haftet er dem Eigentümer von der Zeit des Erwerbs an nach den §§ 987, 989. Erfährt der Besitzer später, dass er zum Besitz nicht berechtigt ist, so haftet er in gleicher Weise von der Erlangung der Kenntnis an.
(2) Eine weitergehende Haftung des Besitzers wegen Verzugs bleibt unberührt.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 286 Verzug des Schuldners
 (1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.



Schultze
Kommentar zu Text
§ 551 Begrenzung und Anlage von Mietsicherheiten

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.




Immobilienrecht
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Bildveroffentlichung von Mieterfest ist rechtlich zulassig
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In  Berlin veranstaltete eine
Wohnungsgenossenschaft  ein
alljahrlich stattfindendes Mieter-
fest. Dabei wurden Fotos von
den anwesenden Mietern gefer-
tigt und in der Genossenschafts-
zeitung mit einer Auflage von
2.800 Stuck veroffentlicht. Auf
einem der Bilder waren drei
Personen zusammen zu sehen
(GroBmutter, Tochter, Enkelin).
Die Mieterinnen flhlten sich in
ihrem Personlichkeitsrecht
beeintrachtigt und lieRen der
Genossenschaft ~ Gber  ihren

Mietrecht

Anwalt  eine  strafbewehrte
Unterlassungserklarung  zustel-
len. Diese enthielt zudem die
Forderung nach 3.000 € Scha-
densersatz und Erstattung der
anwaltlichen Gebiihren in Hohe
von gut 800 €. Die Genossen-
schaft gab die strafbewehrte
Unterlassungserklarung ab,
weigerte sich jedoch, Schadens-
ersatz zu bezahlen und die
Erstattung der Kosten fiir die
Anwaltsbeauftragung zu Uber-
nehmen.

Die Mieterinnen klagten durch
drei Instanzen hindurch und
verloren am Ende vor dem BGH.
Der VI. Zivilsenat fiihrte in
seinem Urteil vom 8.4.2013 aus,
dass keine schwere Verletzung
des allgemeinen Personlichkeits-
rechts der Mieterinnen zu kons-
tatieren sei. Der hierauf gerichte-
te Schadensersatzanspruch aus
88§ 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 2

Abs. 1, Art. 1 GG sei daher nicht
gegeben.

Grundsétzlich dirften Bildnisse
einer Person nur mit deren
Einverstandnis verbreitet wer-
den, 8§ 22 KUG. Hiervon sei
indessen eine Aushahme zu
machen, wenn es sich um Bild-
nisse aus dem Bereich der Zeit-
geschichte handele, § 23 Abs. 2
KUG. Die Bildberichterstattung
der Wohnungsgenossenschaft sei
als Bildnis der Zeitgeschichte,
hier des jahrlich stattfindenden
Mieterfestes zu charakterisieren.
Der Eingriff sei flr die abgebil-
deten Mieterinnen zudem denk-
bar gering. Sie seien namentlich
nicht benannt und die Informati-
onsbroschiire sei nur einem sehr
begrenzten Adressatenkreis
zuganglich (V1 ZR 197/13).

Eigene Rechtsverletzung eréffnet Vermieter kein Kiindigungsrecht

Ein Eigentor schoss sich eine
Vermieterin im Landgerichtsbe-
zirk Koblenz. Sie vereinbarte mit
dem Mieter ihres Hauses einen
Besichtigungstermin, um die
frisch installierten Rauchmelder

in Augenschein zu nehmen. Im
Rahmen des Ortstermins bemih-
te sich die Vermieterin, die
Besichtigung der  Immobilie
auszudehnen und auch Zimmer
zu besichtigen, die nicht mit
Rauchmeldern ausgestattet
waren. Der Aufforderung des
Mieters, das Haus zu verlassen,
kam die Vermieterin nicht nach.
Der Mieter umfasste daraufhin
die Vermieterin mit den Armen
und trug sie aus dem Haus
hinaus.

Die Vermieterin kindigte dar-
aufhin das Mietverhéltnis fristlos

und hilfsweise auch ordentlich.
Als der Mieter nicht auszog,
erhob sie Raumungsklage. Diese
hatte vor dem Amitsgericht
keinen Erfolg. Auf die Berufung
hin wurde das amtsgerichtliche
Urteil aufgehoben und der
Raumungsklage statt gegeben.
Der Mieter legte Revision zum
BGH ein. Dieser wiederum
kassierte.  mit  Urteil vom
4.6.2014 das landgerichtliche
Urteil ein und wies die Klage ab.

Aufgrund des pflichtwidrigen

Vorverhaltens der Vermieterin
stelle das beanstandete Verhalten
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 22 KUG
Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, daß er sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von 10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die Kinder des Abgebildeten und, wenn weder ein Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten


Schultze
Kommentar zu Text
§ 23 KUG

(2) Die Befugnis erstreckt sich jedoch nicht auf eine Verbreitung und Schaustellung, durch die ein berechtigtes Interesse des Abgebildeten oder, falls dieser verstorben ist, seiner Angehörigen verletzt wird.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 823 Schadensersatzpflicht
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.




des Mieters — auch wenn man
mit dem Berufungsgericht davon
ausgehen sollte, dass die Gren-
zen zulassiger Notwehr (gering-

SHLIES

flgig) Uberschritten  worden
seien — keine derart gravierende
Pflichtverletzung dar, dass die
Vermieterin hierauf eine fristlose

oder ordentliche Kindigung
grinden  kénne (VI ZR
289/13).

Schadensersatzpflicht des Vermieters wegen versagter Untervermieterlaubnis

Ein Hamburger Mieter einer
Dreizimmerwohnung  begehrte
die Erlaubnis zur Untervermie-
tung von zwei Raumen seiner
Wohnung. Er beabsichtigte fur 2
Jahre in Kanada zu arbeiten. Das
verbleibende Zimmer wollte er
zur Lagerung von Gegensténden
und zur Ubernachtung wahrend
geplanter Besuche in Deutsch-
land nutzen.

Der Vermieter verweigerte die
Untervermietung. Der Mieter
klagte daraufhin erfolgreich auf
Zustimmung. Das Urteil wurde
rechtskréaftig. Mit neuer Klage
forderte der Mieter Schadenser-
satz wegen entgangener Mietzin-

sen in Hohe von rund 7.500 €.
Der Vermieter verweigerte einen
Ersatz des durch die verspatete
Vermietung entstandenen Scha-
dens.

Der BGH sprach nunmehr
letztinstanzlich mit Urteil vom
11.6.2013 dem Mieter den
Ersatz seines Schadens zu. Der
Vermieter habe sich rechtswidrig
verhalten und habe daher den
entstandenen Schaden zu tragen.
Entgegen der Auffassung des
Vermieters habe sich dieser auch
nicht in einem unverschuldeten
Rechtsirrtum befunden, weil die
Frage der Gestattungspflicht zur
Untervermietung eines Teiles

der Wohnung nach § 553 Abs. 1
BGB wegen eines mehrjahrigen
Auslandsaufenthaltes noch nicht
Gegenstand der hdchstrichterli-
chen Rechtsprechung gewesen
sei. Vielmehr hétte sich der
Vermieter angesichts der inso-
weit bestehenden Rechtsunsi-
cherheit nicht der Mdglichkeit
verschlieRen dirfen, dass er zur
Erteilung der Erlaubnis ver-
pflichtet war. Das Risiko der
Fehleinschatzung  dirfe  der
Vermieter nicht den Mietern
zuweisen. Er habe daher den
entstandenen Schaden zu erset-
zen (V11 ZR 349/13).

Formell korrekte Abrechnung trotz fehlender rechnerischer Zwischenschritte

Die Parteien in Koln stritten um
die Richtigkeit der Betriebskos-
tenabrechnung, aus der sich
Betriebskosten von rund 2.785 €
ergaben, wovon rund 1041 € auf
die Heizkosten entfielen. Die
Vermieterin klagte den errechne-
ten Nachzahlungsbetrag ein. Der
Mieter obsiegte in der Beru-
fungsinstanz mit dem Argument,
dass die Heizkosten formell
rechtswidrig abgerechnet wur-
den. Der Energieversorger hatte
eine jahrestbergreifende Rech-
nung erstellt, deren Kosten in
einer sogenannten Simulations-
rechnung auf das Wirtschaftsjahr
heruntergebrochen wurden.
Diese Simulationsrechnung hatte

die Vermieterin der Abrechnung
nicht beigeflgt.

Der BGH hob das Berufungsur-
teil auf. Er fuhrte aus, dass die
Abrechnung wegen fehlender
Darstellung des rechnerischen
Zwischenschritts nicht formell
rechtswidrig sei. Dies gelte
insbesondere, wenn nur die auf
das Wirtschaftsjahr entfallenden
Kosten mit dem Zwischenschritt
ermittelt wirden, weil die Ver-
mieterin verpflichtet sei, nach
dem Kalenderjahr abzurechnen.

Aus der Rechtssprechung des
BGH zur Bereinigung der Ge-
samtkosten um nicht umlagefé-

hige Kostenbestandteile (BGH-
Urteil vom 28.5.2008, VIII ZR
261/07 — ZIV 2008, 29, BGH-
Urteil vom 31.10.2007, VIII ZR
261/06 — ZIV 2007, 72, BGH-
Urteil vom 14.2.2007, VIII ZR
1/06, ZIV 2007, 13) ergabe sich
keine andere Beurteilung. Die
Sachverhalte seien rechtlich
nicht vergleichbar. Auch habe
der Senat in der Entscheidung
vom 9.10.2013 (VI ZR 22/13,
ZIV 2013, 81) bereits drauf
hingewiesen, dass an dieser
Rechtssprechung moglicherwei-
se nicht festzuhalten sein wiirde,
Urteil vom 2.4.2014 (VIII ZR
201/13).
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 553 Gestattung der Gebrauchsüberlassung an Dritte
(1) Entsteht für den Mieter nach Abschluss des Mietvertrags ein berechtigtes Interesse, einen Teil des Wohnraums einem Dritten zum Gebrauch zu überlassen, so kann er von dem Vermieter die Erlaubnis hierzu verlangen. Dies gilt nicht, wenn in der Person des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt, der Wohnraum übermäßig belegt würde oder dem Vermieter die Überlassung aus sonstigen Gründen nicht zugemutet werden kann.
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Zur Zulassigkeit von Feststellungsklagen bei Asbestkontamination der Wohnung

Die Mieter bewohnten eine in
Berlin belegene Wohnung rund
10 Jahre lang, namlich in der
Zeit von 1998 bis 2008. Im Jahre
2005 lockerte sich der Teppich-
boden im Flur der Wohnung.
Einer der Mieter entfernte den
Teppichboden und bemerkte
dabei, dass die darunter befindli-
chen  Flexplatten  teilweise
gebrochen waren und offene
Bruchkanten aufwiesen. Die
hiertiber informierte Vermieterin
tauschte daraufhin die Flexplat-
ten durch neue Platten aus. Die
Mieter verlegten neuen Teppich-
boden. Im Juni 2006 wurden alle
Mieter des Hauses durch einen
Rundbrief dariber informiert,
dass die Flexplatten asbesthalti-
ges Material enthielten.

Die Mieter verklagten die Ver-
mieterin auf Feststellung, dass
diese verpflichtet sei, ihnen alle
materiellen und immateriellen
Schéden, die ihnen aus der
Gesundheitsgefahrdung, die
durch den Asbestkontakt in den
Mietrdumen  der  Wohnung

Gewerbemietrecht

bereits entstanden seien und /
oder als Spatfolgen noch entste-
hen werden, zu ersetzen habe.
Sie fihrten in der Klage u.a. aus,
dass die Erflillungsgehilfen der
Vermieterin die Platten unter
Verstol3 der flr Asbestarbeiten
geltenden  Sicherheitsvorschrif-
ten entfernt hatten. Die Mieter
hétten teilweise Staub von den
Bauarbeiten ~ zusammengefegt
und dabei aller Voraussicht nach
Asbestfasern eingeatmet, die in
der Folge schwere Gesundheits-
schaden in Form von Krebstu-
moren verursachen kénnten.

Im Rahmen des Rechtsstreits
wurden Sachverstandigengutach-
ten eingeholt. Im Sachverstandi-
gengutachten wurde ausgefuhrt,
dass eine  asbestverursachte
Erkrankung der Mieter aufgrund
der Exposition eher unwahr-
scheinlich, aber auch nicht
ausgeschlossen sei. Die Exposi-
tion lage im Niedrigdosisbe-
reich, sodass die Wahrschein-
lichkeit einer Erkrankung zwar
liber dem allgemeinen Lebensri-

siko liege, im Ergebnis aber
»sehr, sehr gering sei, so dass
mit einer  Tumorerkrankung
nicht zu rechnen sei.

Das Amtsgericht hatte die Klage
als unbegriindet abgewiesen.
Auf die Berufung der Mieter
wurde das Urteil aufgehoben.
Das LG Berlin gab der Klage
statt. Der BGH wiederum hob
dieses Urteil auf und wies die
Klage mit Urteil vom 2.4.2014
als unzuléssig ab. Es fehle das
nach 8 256 Abs. 1 ZPO fir die
Feststellung erforderliche recht-
liche Interesse. Bei verstandiger
Wirdigung bestinde aus der
Sicht der Klager auf der Grund-
lage der vom Instanzgericht
getroffenen Feststellungen und
diesen Feststellungen zugrunde
liegenden Sachverstandigengut-
achten kein Grund mit einem
Schaden wenigstens zu rechnen.
Dies sei jedoch Voraussetzung
fir die Zuldssigkeit der Klage
(VI ZR 19/13).

Schriftformheilungsklauseln im Mietvertrag sind unwirksam

Einer der hdufigsten Streitigkei-
ten im Gewerberaummietver-
haltnis sind Differenzen hin-
sichtlich der Kiindbarkeit des

Mietvertrages. Vertrdge mit
einer Laufzeit von mehr als

einem Jahr missen schriftlich
abgefasst sein, § 550 BGB.

Bei der Einhaltung der Schrift-
form entstehen hdufig Fehler, so
dass sich die Praxis bemihte,
Schriftformheilungsklauseln  zu
entwickeln, die den Fehler im
Falle eines Falles beseitigen
sollten.

Eine solche Schriftformhei-
lungsklausel war Gegenstand der
Entscheidung des BGH vom
30.4.2014. Ein Vermieter ver-

mietete in einem Einkaufszent-
rum Verkaufsflachen flr die Zeit
ab 1.6.2007. Der Mietvertrag
wurde auf 10 Jahre fest abge-
schlossen. Der Mietvertrag sah
u.a. folgende Klausel vor:

.vertragsdnderungen bedurfen
in jedem Fall der Schriftform,
dies gilt auch fur die Aufhebung
der  Schriftformklausel.  Den
Parteien ist § 550 S. 1 BGB
bekannt. Sie verpflichten sich,
bei Nichteinhaltung der Schrift-
form dieses Vertrages die
Schriftform nachtraglich herbei-
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 256 Feststellungsklage

(1) Auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses, auf Anerkennung einer Urkunde oder auf Feststellung ihrer Unechtheit kann Klage erhoben werden, wenn der Kläger ein rechtliches Interesse daran hat, dass das Rechtsverhältnis oder die Echtheit oder Unechtheit der Urkunde durch richterliche Entscheidung alsbald festgestellt werde.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 550 Form des Mietvertrags

Wird der Mietvertrag für längere Zeit als ein Jahr nicht in schriftlicher Form geschlossen, so gilt er für
unbestimmte Zeit. Die Kündigung ist jedoch frühestens zum Ablauf eines Jahres nach Überlassung des Wohnraums zulässig.



zufihren sowie bei Veranderun-
gen alles zu unternehmen, um
dem Schriftformerfordernis zu
geniigen und vor diesem Zeit-
punkt nicht wegen der mangeln-
den Schriftform zu kindigen.®

Anfang 2008 wurde eine neue
Eigentlimerin in das Grundbuch
eingetragen. Diese raumte wie-
derum einer Dritten ein NieR-
brauch ein, so dass die
NieRbraucherin Vermieterin
wurde. Die Vermieterin erklarte
zum 31.12.2010 die ordentliche
Kindigung des Mietverhaltnis-
ses. Aufgrund der Befristung bis
zum Jahre 2017 wurde die
Kindigung streitig. Die Mieterin
berief sich dabei u.a. auf die
vermieterseitig nicht berticksich-
tigte Schriftformheilungsklausel.

Der BGH entschied mit Urteil
vom 30.4.2014, dass die ordent-
liche Kiindigung wirksam sei.
Die Schriftform sei nicht ein-
gehalten, weil die vermieteten
Flachen sich nicht eindeutig aus
dem Mietvertrag ergaben. Damit
gelte das Mietverhdltnis als auf
unbestimmte Zeit geschlossen

WEG-Recht
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und sei daher ordentlich kiind-
bar.

Dem Schutzzweck des § 550
BGB werde nicht bereits da-
durch genigt, dass sich ein
potentieller  Erwerber  durch
Einsicht in den Mietvertrag
Kenntnis von einer moglichen
Heilungsklausel verschaffen
kénne. Durch das Schriftformer-
fordernis solle sicher gestellt
werden, dass ein Erwerber allein
durch Einsicht in die Mietver-
tragsurkunde Kenntnis von den
wesentlichen  Rechten  und
Pflichten erhalte, in die er mit
dem Erwerb des Grundstlicks
nach § 566 Abs. 1 BGB eintrete.
Dieser Schutz ware unvollkom-
men, wenn der Erwerber zusatz-
lich bei den urspringlichen
Vertragsparteien Nachforschun-
gen anstellen musse, ob weitere
Abreden getroffen worden seien,
die aus der Urkunde nicht er-
sichtlich seien.

Nur weil dem Erwerber im Falle
unterlassener Aufklarung (ber
rechtliche nachteilige, formwid-
rige Vereinbarungen im Mietver-

trag moglicherweise ein Scha-
densersatzanspruch  gegentber
dem Veraulerer zustiinde, konne
man nicht auch annehmen, dies
rechtfertige auch den Schutz-
zweck des § 550 BGB deshalb
aufzuheben.

Nach der gesetzlichen Konzepti-
on solle der Erwerber bei einer
derartigen Fallgestaltung n&am-
lich nicht allein auf Schadenser-
satzanspriche verwiesen wer-
den.

Vielmehr solle dem Neuvermie-
ter ein ordentliches Kindigungs-
recht zustehen, damit er die aus
der Mietvertragsurkunde nicht in
allen Einzelheiten erkennbaren
Rechte und Pflichten beenden zu
konnen.

Bei einer Geltung der Heilungs-

klausel auch ihm gegenlber
wirde dem Erwerber diese
Moglichkeit im Falle einer

vollzogenen Heilung genommen
und damit der Schutzzweck des
§ 550 BGB verfehlt (X1l _ZR
146/12).

Rechtliche Konsequenzen der unvollstandigen Eigentiimerliste

Mitglieder einer Wohnungsei-
gentimergemeinschaft stritten in
einem Vorprozess Uber die
rechtliche  Einordnung einer
Dachterrasse. Der Eigentiimer,
dem die Dachterrasse zugeordnet
war, klagte gegen die Ubrigen im
Zeitpunkt der Rechtshangigkeit

im Grundbuch eingetragenen
Wohnungs- und Teileigentlimer
auf Feststellung, dass die vor
seiner Wohnung gelegene Dach-
terrassenflache zu seinem Son-
dereigentum gehdre.

Es erging ein Versaumnisrurteil,
weil der fur die damaligen
beklagten Wohnungseigentiimer
aufgetretene  Rechtsanwalt als
vollmachtloser Vertreter zurlick-
gewiesen wurde. Der dagegen
eingelegte Einspruch wurde als
unzuléssig mit der Begriindung
verworfen, die Bevollmachti-

gung sei noch immer nicht
nachgewiesen. Die hiergegen
gerichtete  Berufung  wurde
zuriickgewiesen.

Im  Versaumnisurteil  wurde
festgestellt, dass die Terrassen-
flache im Sondereigentum stehe.

Der Klage des Wohnungseigen-
timers war eine Eigentiimerliste
beigefiigt, die — wie sich spéter
herausstellte - nicht vollstandig
war.
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Eine Eigentimerin, die im
Vorprozess korrekt in der Liste
aufgefiihrt war, klagte nunmehr
gegen den ehemaligen Kl&ger
auf Feststellung, dass das Ver-
saumnisurteil  unwirksam  sei,
weil nicht alle Wohnungseigen-
timer in der Eigentumerliste
aufgezahlt worden seien. Das
Landgericht Frankfurt/Main
hatte die Klage als unzul&ssig
zurlickgewiesen. Das Oberlan-
desgericht Frankfurt/Main hob
das Urteil auf und wies die
Klage als unbegriindet zuriick.
Die hiergegen gerichtete Revisi-
on versagte der BGH mit Urteil
vom 4.4.2014 den Erfolg.

Die Unwirksamkeit gerichtlicher
Entscheidungen komme nur in
extremen Ausnahmeféllen bei
Vorliegen von besonders
schwerwiegenden Mangel in
Betracht. Dies gelte etwa, wenn
ein  Urteil gegen eine nicht
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existente Partei ergangen sei
oder auf eine dem Recht unbe-
kannte Rechtsfolge gerichtet sei.
Ein  vergleichbar  schwerer
Mangel sei nicht schon dann
anzunehmen, wenn ein Urteil
verfahrensfehlerhaft nur gegen-
Uber einem Teil der notwendigen
Streitgenossen  ergangen  sei.
Dabei sei auch zu berucksichti-
gen, dass eine Klage gegen
einzelne notwendige Streitge-
nossen nicht schlechthin ausge-
schlossen sei, sofern sich die
nicht Verklagten zuvor der
verlangten Leistung als ver-
pflichtet bekannt hatten. Auch
die Rechtsfolge, dass das Urteil
gegen die nicht verklagten
Streitgenossen keine Bindungs-
wirkung entfalte, gebiete gerade
keine Unwirksamkeit des Ur-
teils. Sie seien vielmehr nicht
daran gehindert, im Klageweg
geltend zu machen, dass die
Terrassenflache  richtigerweise

dem Gemeinschaftseigentum
zuzuordnen sei.

Nichts anderes gelte, nur weil
das Urteil im Vorprozess die
Zuordnung von Sondereigentum
betrdfe und es damit um die
Feststellung eines absoluten
Rechts ginge. Auch wenn abso-
lute Rechte gegeniiber jeder-
mann und nicht nur zwischen
Vertrags- oder Prozessparteien
Geltung beanspruchten, ware die
Rechtslage hier anders zu beur-
teilen.

Denn auch bei Urteilen, die die
dingliche Rechtslage feststellten,
werde die Rechtsinhaberschaft —
anders als bei Zuschlagsbe-
schlussen (§8 90 ZVG) nicht mit
Wirkung fiir und gegenuber
jedermann gestaltet, sondern nur
zwischen den Parteien des
Rechtsstreits festgestellt (V_ZR
110/13).

Wirtschaftsplan und Abrechnung in Bezug auf zu verteilende Anwaltskosten

In der Wohnanlage einer Woh-
nungseigentiimergemeinschaft in
Niebull wurde ein Hotel betrie-
ben. Die Gemeinschafter be-
schlossen 2007 und 2008 nach-
einander zwei Sonderumlagen,
eine Sonderumlage zur Finanzie-
rung einer Brandschutzmalnah-
me sowie eine weitere zur Sanie-
rung der Hotelkiiche.

Bis auf einen Miteigentlimer
bezahlten alle Eigenttimer ihren
Anteil an den Sonderumlagen.
Der sdumige Eigentimer wurde
daraufhin gerichtlich in  An-
spruch genommen. Das Gericht
wies die Klage ab, weil die
Beschliisse zu den Sonderumla-
gen zu unbestimmt gewesen
seien.

Im Jahre 2010 wurde die Jahres-
abrechnung fiir das Jahr 2009

beschlossen. In der Jahresab-
rechnung wurden die Kosten des
Rechtsstreits auf alle Eigenti-
mer, also auch auf den beklagten
Wohnungseigentimer  verteilt.
Ferner wurden die angeblich
rechtlich unzureichenden Be-
schlisse  zur  Sonderumlage
nochmals modifiziert gefasst.

Der vormals beklagte Woh-
nungseigentimer erhob Anfech-
tungsklage. Er vertrat die Auf-
fassung, dass die Kostenbeteili-
gung an den Verfahrenskosten
fir den Rechtsstreit rechtwidrig
sei, weil er den Rechtsstreit
gegen die Gemeinschaft gewon-
nen habe. Ferner seien die neuer-
lichen Sonderumlagenbeschliisse
rechtswidrig, weil die damit
finanzierten Baumalnahme
bereits ausgefuhrt wurden.

Das Amtsgericht Niebull wies
die Anfechtungsklage ab. Die
hiergegen gerichtete Berufung
hatte hinsichtlich der Beteiligung
des Klagers an den Verfahrens-
kosten des vorangegangenen
Rechtsstreits Erfolg. Die Kos-
tenbeteiligung sei rechtswidrig.
Auch die neuerlichen Sonderum-
lagenbeschliisse wurden verwor-
fen, sie seien nichtig. Die (bri-
gen  Gemeinschafter  legten
Revision zum BGH ein.

Der fir Wohnungseigentumssa-
chen zustdndige V. Zivilsenat
fihrte in seinem Urteil vom
4.4.2014 aus, dass Kosten der
Rechtsverfolgung zumindest
dann als allgemein zu verteilen-
de Verwaltungskosten im Sinne
von § 16 Abs. 2 WEG zu behan-
deln seien, wenn der Verband
gemeinschaftliche Beitrags- oder

34


http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
§ 90
(1) Durch den Zuschlag wird der Ersteher Eigentümer des Grundstücks, sofern nicht im Beschwerdewege der Beschluß rechtskräftig aufgehoben wird.
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2) Jeder Wohnungseigentümer ist den anderen Wohnungseigentümern gegenüber verpflichtet, die Lasten des gemeinschaftlichen Eigentums sowie die Kosten der Instandhaltung, Instandsetzung, sonstigen Verwaltung und eines gemeinschaftlichen Gebrauchs des gemeinschaftlichen Eigentums nach dem Verhältnis seines Anteils (Absatz 1 Satz 2) zu tragen.



Schadensersatzanspriiche ge-
richtlich  verfolge. Ob dies
allgemein zur Folge habe, dass
Prozesskosten des Verbandes
stets auf alle Eigentimer zu
verteilen seien, auch wenn sich
der Rechtsstreit in anderen
Féllen gegen einen Miteigentu-
mer richte, lieRen die Richter
offen.  GleichermaRen konne
dahin stehen, ob die Rechtsfrage
anders zu beantworten sei, wenn
sich der einzelne Wohnungsei-
gentimer an der Finanzierung
der ihm zu erstattenden Verfah-
renskosten (ber den allgemeinen
Verteilungsschliissel (§ 16 Abs.
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Ferner stellten die Karlsruher
Richter fest, dass die beiden
neuerlichen  Sonderumlagenbe-
schliisse nicht nichtig seien.
Richtig sei zwar, dass eine
Sonderumlage eine Ergénzung
des Wirtschaftsplans fir das
laufende Wirtschaftjahr darstel-
le, die der Deckung besonderer
oder unvorhergesehener Ausga-
ben diene. Nach der Rechtspre-
chung des BGH wirke der Be-
schluss 0ber die Jahresabrech-
nung anspruchsbegrindend nur
hinsichtlich des auf den einzel-
nen Wohnungseigentiimer
entfallenden Betrages, der die in
dem Wirtschaftsplan vorgesehe-
ne Ansdtze (bersteige (sog.
Abrechnungsspitze). Die Jahres-
abrechnung diene damit nicht

der Ermittlung des ,eigentli-
chen* Beitragsanspruchs, son-
dern nur der Anpassung der
laufend zu erbringenden Vor-
schiisse an die tatséchlichen
Kosten (BGH-Urteil ~ vom
1.6.2012, V ZR 171/11, ZIV
2012,43). Da die Jahresabrech-
nung mithin nicht an die Stelle
des  Wirtschaftsplanes trete,
konne dieser nach der Be-
schlussfassung Uber die Jahres-
abrechnung in einem folgenden
Wirtschaftsjahr noch durch einen
neuen Beschluss ersetzt werden,
wenn Zweifel an seiner Wirk-
samkeit bestiinden. Die Gemein-
schafter hatten mithin zu Recht
die Sonderumlagen nochmals
beschlielen (V ZR 168/13).

Zustimmung nach § 12 WEG bei Zwangsversteigerung

2 WEG) finanziell beteiligen
solle.
Eine Grundpfandglaubigerin

betrieb die Zwangsversteigerung
in einer Wohnung im Amtsge-
richtsbezirk Rosenheim. Die
Gemeinschaftsordnung sah vor,
dass die VerduRerung von
Wohneigentum der Zustimmung
der 0brigen Wohnungseigenti-
mer bedurfe. Die beiden ande-
ren Wohnungseigentiimer waren
die Eltern des Vollstreckungs-
schuldners. Sie erteilten die
Genehmigung nicht, so dass das

Baurecht

Unwirksamkeit

Mit den Grenzen der Gestaltung
eines vorformulierten General-

Vollstreckungsgericht den

Zuschlag versagte.

Die Vollstreckungsglaubigerin
klagte daher gegen die beiden
Wohnungseigentiimer auf Zu-
stimmung. Sie gewann durch
alle drei Instanzen. Der BGH
fuhrte im  Beschluss vom
21.11.2013 aus, dass die Grund-
pfandgldubigerin  einen  An-
spruch auf Erteilung der Zu-
stimmung habe. Das von ihr

unternehmervertrages setzte sich
der BGH im Urteil vom
20.3.2014 auseinander. Eine
Bautrdgerin in Berlin schloss mit
einem Generalunternehmer
einen Vertrag Uber die Errich-
tung von 64 Hausern sowie einer
zweigeschossigen  Tiefgarage.
Das Bauvorhaben sollte sich in
acht, sukzessive auszulfsenden

angerufene  WEG-Gericht sei
zudem zusténdig fur die Klage,
da es fur die Klage nach § 43 Nr.
1 WEG nicht darauf ankomme,
wer klage, sondern es komme
auf den Gegenstand der Streitig-
keit an. Der BGH entschied erst
nachtréglich, dass der Beschluss
einer Leitsatzentscheidung
wirdig genug sei und veroffent-
lichte diese nunmehr nachtréig-
lich als Leitsatzentscheidung (V
ZR 269/12).

einer unklaren Sicherungsabrede im GU-Vertrag

Bauabschnitte gliedern und hatte
insgesamt ein Bauvolumen von
18,4 Mio. €.

Im GU-Vertrag war hinsichtlich

der Sicherheitengestellung u.a.
vereinbart:
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§ 43 Zuständigkeit
Das Gericht, in dessen Bezirk das Grundstück liegt, ist ausschließlich zuständig für 
1.	Streitigkeiten über die sich aus der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und aus der Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums ergebenden Rechte und Pflichten der Wohnungseigentümer untereinander; 




§ 12 Sicherheiten

(1) Innerhalb von 14 Tagen nach
Abruf der einzelnen Teilbauab-
schnitte hat der Auftragnehmer
(AN=Generalunternehmer) dem
Auftraggeber (AG=Bautragerin)
zur Sicherung samtlicher An-
spriche aus diesem Vertrag
bauabschnittsweise Vertragser-
fullungsbirgschaften Uber 10
v.H. der unter § 6 vereinbarten
Pauschalauftragssumme Zug
um Zug gegen Stellung einer
Zahlungsbiirgschaft durch den
AG in gleicher H6he auszuhan-
digen. (...)

(2) Die Ruckgabe der Vertrag-
serfullungs- und Zahlungsbirg-
schaften erfolgen bauab-
schnittsweise Zug um Zug.

(3) Der AG behélt 5% der aner-
kannten Brutto-Schlussrech-
nungssumme als Sicherheit fir
die Dauer des Gewahrleistungs-
zeitraums ein.

Am Tag der Vertragsunterzeich-
nung erstellten die Vertragspar-
teien ein ,,Verhandlungsproto-
kol zum GU-Vertrag vom
12.5.2005“, in dessen Ziff. 10
geregelt wurde:

Der AN bestatigt ausdricklich,
dass im Rahmen der vergange-
nen Verhandlungen zum GU-
Vertrag Uber jede Vertragsklau-
sel ausgiebig und ernsthaft mit
dem AG diskutiert und verhan-
delt wurde. Der AN ist sich daher
mit dem AG darlber, dass es
sich bei dem geschlossenen
Generalunternehmervertrag um
einen Individualvertrag handelt.

Vier Bauabschnitte verliefen
ohne wesentliche Stérungen. Im
Jahre 2006 forderte die Bautra-
gerin den Bauabschnitt 5 mit
einem anteiligen Bauvolumen
von 2,76 Mio. € ab. Der Gene-
ralunternehmer Ubersandte
daraufhin der Bautrégerin eine
Bilrgschaftsurkunde  in der
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vereinbarten Hohe. Er stellte den
Bauabschnitt anschlieRend nicht
fertig. Beide Vertragsparteien
kiundigten den Werkvertrag. Am
Bauvorhaben blieben Restleis-
tungen sowie Mangelbeseitigun-
gen offen. Der Generalunter-
nehmer fiel in die Insolvenz.

Die Bautrégerin forderte darauf-
hin die Blrgin zur Zahlung der
gesamten Burgschaftssumme
auf, die erforderlich sei, um die
offenen Vertragsanspriiche zu
erfillen. Die Burgin verweigerte
die Zahlung. Sie vertrat die
Auffassung, dass die Siche-
rungsabrede unwirksam sei. Die
Bautrdgerin sei daher hinsicht-
lich der gestellten Burgschaft
ungerechtfertigt bereichert. Auf
die Einrede der ungerechtfertig-
ten Bereicherung kdnne sich
auch die Biirgin berufen, 88 768
Abs. 1, 821, 812 Abs. 1 BGB.

Die Bautrdgerin klagte vor dem
Landgericht Berlin. Das Landge-
richt gab der Klage statt. Auf die
Berufung zum KG Berlin wurde
das Urteil aufgehoben und an die
Vorinstanz zuriickverwiesen.
Hiergegen wendete sich die
Burgin mit ihrer Revision zum
BGH, die Erfolg hatte.

Der VII. Zivilsenat fihrte in
seinem Urteil vom 20.3.2014
aus, dass das Berufungsgericht
im Ansatz zutreffend davon
ausgegangen sei, dass eine
Vertragserfullungsbirgschaft zur
Absicherung von Anspriichen
vor der Abnahme des Werkes in
Hohe von 10% der Auftrags-
summe den Auftragnehmer nicht
unangemessen im Sinne von §
307 Abs. 1 BGB benachteilige.
Die HoOhe der Birgschaft im
Umfang von 10% der Auftrags-
summe entsprache namlich der
bauvertraglichen  Praxis und
benachteilige den Auftragneh-
mer nicht entgegen  den

Grundsatzen von Treu und
Glauben, soweit sie nur Erfil-
lungsanspriiche absichere.

Das Sicherungsinteresse  flr
Méngelanspriche falle demge-
genuber deutlich geringer aus,
als in der Vertragserfillungspha-
se. Fur Mangelanspriiche stelle
eine Absicherung von 10% der
Auftragssumme eine unange-
messene Benachteiligung dar.
Aus diesem Grund sei die Siche-
rungsabrede vorliegend auch
unwirksam, weil die vereinbarte
Sicherung nach dem Vertrags-
text auch flr den Zeitraum nach
der Abnahme bestehen bleibe.
Nach 8§ 12 des Vertrages sichere
die Vertragserfullungsburgschaft
»samtliche Anspriiche” aus dem
GU-Vertrag. Damit erfasse die
Sicherungsvereinbarung  auch
die nach der Abnahme eventuell
entstehenden Méngelanspriiche.
Diese Haftungsausdehnung
fihre zur Unwirksamkeit der
Sicherungsabrede  (so  auch
BGH-Urteil vom 5.5.2011, VII
ZR 179/10, ZIV 2011, 50).

Aus der Regelung in § 12 Abs. 3
des GU-Vertrages, wonach die
Bautragerin fur die Mangelan-
spriiche fir die Zeit nach der
Abnahme eine Sicherung von
5% der Bruttoschlussrechnungs-
summe erhalte, folge keine
andere Auslegung. Es verbliebe
ein Restzweifel bei der Ausle-
gung der Vertragsklausel, die
nach 8§ 305 ¢ Abs. 2 BGB zu
Lasten der Bautrégerin als
Verwenderin der Klausel gehe.
Der Inhaltskontrolle von Klau-
seln sei jeweils die kundenfeind-
lichste Auslegung zugrunde zu
legen (BGH-Urteil vom 4.7.2013
— VII ZR 249/12 (Chemische
Textilreinigung)). Es verbliebe
daher bei der Auslegung, dass
die Vertragserfullungsburgschaft
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§ 768 Einreden des Bürgen
(1) Der Bürge kann die dem Hauptschuldner zustehenden Einreden geltend machen. Stirbt der Hauptschuldner, so kann sich der Bürge nicht darauf berufen, dass der Erbe für die Verbindlichkeit nur beschränkt haftet.
(2) Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, dass der Hauptschuldner auf sie verzichtet.
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§ 821 Einrede der Bereicherung
Wer ohne rechtlichen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, kann die Erfüllung auch dann verweigern, wenn der Anspruch auf Befreiung von der Verbindlichkeit verjährt ist.
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§ 812 Herausgabeanspruch
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später wegfällt oder der mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt.



auch Mangelanspriiche absiche-
re.

Der Vertrag sei zudem entgegen
der Auffassung der Bautrdgerin
an den Regelungen der Allge-
meinen  Geschéftsbedingungen
zu messen. Bereits nach dem
ersten Anschein seien die Ver-
tragsbedingungen der Bautrdge-
rin fur eine Vielzahl von Vertra-
gen vorformuliert worden. Das
folge aus dem Inhalt und der
Gestaltung des Generalunter-
nehmervertrages. Diesen An-
schein habe die Bautrdgerin
nicht erschiittern kénne. Unbe-
achtlich sei der Einwand, der
Vertrag sei im Anschluss des
Bauvorhabens  nicht  weiter
verwandt worden. Fir die Be-
antwortung der Frage, ob eine
Vorformulierung fur eine Viel-
zahl von Féllen vorgesehen sei,
sei der Umstand, dass der Ver-
trag tatsdchlich nicht mehr
genutzt worden sei, unbeacht-
lich.
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Auch koénne man nicht davon
ausgehen, dass die Sicherungs-
vereinbarung im  Einzelnen
ausgehandelt worden sei. Ein
Aushandeln erfordere mehr als
nur ,,Verhandeln“. Von einem
Aushandeln kénne nur gespro-
chen werden, wenn der Klausel-
verwender den Inhalt der Be-
stimmung inhaltlich ernsthaft zur

Disposition stelle  und dem
Verhandlungspartner Gestal-
tungsfreiheit  zur ~ Wahrung

eigener Interessen einrdume. Er
misse die reale Madglichkeit
haben, die inhaltliche Ausgestal-
tung der Vertragsbedingungen
zu beeinflussen. Der Verwender
musse sich deutlich und ernst-
haft zur gewlnschten Anderung
einzelner Klauseln bereit erkla-
ren. Die Bautragerin habe nicht
dargelegt, dass dies tatséchlich
geschehen sei. Der schriftliche
Hinweis im Verhandlungsproto-
koll, alle Vertragsbedingungen
hatten zur Disposition gestan-
den, enthielte nicht die notwen-
dige Konkretisierung. Auch sei
die schriftliche Bestatigung man

habe Uber die Vertragsklauseln
»ausgiebig und ernsthaft verhan-
delt nicht ausreichend. Andern-
falls konne der Klauselverwen-
der allein durch eine solche
Klausel die Darlegung eines
Aushandelns stiitzten. Es be-
stiinde die Gefahr der Manipula-
tion und der Umgehung des
Schutzes der 88 305 ff. BGB.

Das gleiche gelte fur die indivi-
dualrechtliche Einigung, dass es
sich bei dem GU-Vertrag um
einen Individualvertrag handele.
Dieser Vereinbarung komme
keine rechtserhebliche Erkl&rung
zu. Die 88 305 ff BGB unterlé-
gen auch im unternehmerischen
Rechtsverkehr nicht der Disposi-
tion der Vertragsparteien, son-
dern stelle zwingendes Recht
dar.

Der Burgin stehe daher zu Recht
die Einrede der ungerechtfertig-
ten Bereicherung zur Seite. Die
Klage wurde daher vom BGH
abgewiesen (VI ZR 248/13)

Werklohnklage wegen Schwarzarbeit abgewiesen

Mit Urteil vom 24.4.2008 ent-
schied der BGH bereits, dass der
auf  Schwarzarbeit gerichtete
Werkvertrag zwar nichtig sei,
der Auftragnehmer aber nach
den Grundsédtzen von Treu und
Glauben gleichwohl gewahrleis-
tungsverpflichtet sei, wenn sich
Maéngel offenbarten (VII ZR
42/07 und VII ZR 140/07, ZIV
2008, 36). Mit Urteil vom
10.4.2014 setzte der Bausenat
beziiglich des Werklohn noch
einen weiteren Akzent.

Der Werkunternehmer  sollte
Werkleistungen zum Preis von
18.800 € erbringen. 13.800 €
sollten dabei offiziell auf Rech-
nung erbracht werden und 5.000

€ sollten ,schwarz“ gezahlt
werden. Nach der Abnahme
waren noch 2.700 € Schwarzgeld
und 3.904,63 € offiziell geschul-
deter Werkohn offen. Der Auf-
traggeber zahlte nicht. Der
Auftragnehmer klagte vor dem
LG Kiel auf Bezahlung.

Das Landgericht gab der Klage
statt. Auf die Berufung des
Auftraggebers hin hob das OLG
Schleswig das Urteil auf und
wies die Klage ab. Die Revision
zum BGH hatte keinen Erfolg.

Der BGH flhrte in seinem Urteil
vom 10.4.2014 aus, dass es
keine vertraglichen Anspriiche
gébe, auf die der Auftragnehmer

seine Klage stitzen konne. Die
Vertragsparteien hatten gegen §
1 Abs. 2 SchwarzArbG versto-
Ren. Der VerstoR fihre dazu,
dass der geschlossene Werkver-
trag nach § 134 BGB nichtig sei.

Auch auf  auBervertragliche
Anspruchsgrundlagen konne der
Auftragnehmer seine Zahlungs-
klage nicht erfolgreich stiitzen.
Anspriiche auf Geschéftsfiihrung
ohne Auftrag bestlinden nicht,
weil der Auftragnehmer in
Ansehung der Verletzung eines
gesetzlichen Verbots die getatig-
ten Aufwendungen nicht fir
erforderlich halten durfte, 88§
677,670 BGB.
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 305 Einbeziehung Allgemeiner Geschäftsbedingungen in den Vertrag
(1) Allgemeine Geschäftsbedingungen sind alle für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierten
Vertragsbedingungen, die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei Abschluss einesVertrags stellt. Gleichgültig ist, ob die Bestimmungen einen äußerlich gesonderten Bestandteil des Vertrags bilden oder in die Vertragsurkunde selbst aufgenommen werden, welchen Umfang sie haben, in welcher Schriftart sie verfasst sind und welche Form der Vertrag hat. Allgemeine Geschäftsbedingungen liegen nicht vor, soweit die Vertragsbedingungen zwischen den Vertragsparteien im Einzelnen ausgehandelt sind.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 134 Gesetzliches Verbot
Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstößt, ist nichtig, wenn sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 1 Schwarzarbeitsgesetz

(1) Zweck des Gesetzes ist die Intensivierung der Bekämpfung der Schwarzarbeit.
(2) Schwarzarbeit leistet, wer Dienst- oder Werkleistungen erbringt oder ausführen lässt und dabei

(..)
2. als Steuerpflichtiger seine sich auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pflichten nicht erfüllt,



Schultze
Kommentar zu Text
§ 670 Ersatz von Aufwendungen
Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendungen, die er den Umständen nach für erforderlich halten darf, so ist der Auftraggeber zum Ersatz verpflichtet.

§ 677 Pflichten des Geschäftsführers
Wer ein Geschäft für einen anderen besorgt, ohne von ihm beauftragt oder ihm gegenüber sonst dazu berechtigt zu sein, hat das Geschäft so zu führen, wie das Interesse des Geschäftsherrn mit Rücksicht auf dessen wirklichen oder mutmaßlichen Willen es erfordert.



Anspriiche aus ungerechtfertig-
ter Bereicherung stinden dem
Auftragnehmer  gleichermal3en
nicht zu, 88 812 Abs. 1 Satz 1,
817 BGB. Diese Vorschrift
schliele jeden Bereicherungsan-
spruch aus einer Leistungkon-
diktion aus, wenn der Leistende
durch seine Leistung gegen ein
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Gesetz oder die guten Sitten
verstolRe. Der damit verbundene
wirtschaftliche  Vorteil  des
Auftraggebers sei kein hinrei-
chender Grund, um die im
Gesetz angelegte Sanktionierung
des  GesetzesverstoBes  auf-
zugeben und misse in Kauf
genommen werden, um die

Sanktionierungswirkung zu
erreichen. Soweit der BGH in
seiner Entscheidung vom

31.5.1990 (BGHz 111, 308)
etwas anderes entschieden habe,
sei in Ansehung des 2004 erlas-
senen Gesetzes zur Bekampfung
von Schwarzarbeit nicht mehr
festzuhalten (V11 ZR 241/13).

Widerspruch des Abrechnungsmodus nach Kundigung des Werkvertrages

Der Werkunternehmer verklagte
den Bauherren vor dem LG
Berlin auf Bezahlung von Rest-
werklohn flir die Errichtung
eines Einfamilienhauses. Der
Werkvertrag war vor Vollen-
dung des Bauvorhabens gekin-
digt worden. Der Bauherr stellte
das Haus mit einem Drittunter-
nehmen fertig.

In Streit geriet hernach der
Bautenstand zum Zeitpunkt der
Kindigung und der hierauf
griindende Restwerklohnan-
spruch der Hohe nach. Der
Werkunternehmer nahm  an-
schlieBend die  Abrechnung
dergestalt vor, dass er den ver-
einbarten Pauschalpreis ansetzte
und die hierauf geleisteten
Abschlage sowie die Kosten fir

den Drittunternehmer abzog. Der
Bauherr  widersprach  dieser
Abrechnungvariante und zahlte
nichts, so dass es zum Rechts-
streit kam. In der Berufungsin-
stanz obsiegte der Werkunter-
nehmer. Die Revision des Bau-
herrn zum BGH wurde nicht
zugelassen. Er legte daher
Nichtzulassungsbeschwerde ein.
Diese wurde vom BGH mit
Beschluss vom 10.4.2014 zurlick
gewiesen.

Das Urteil des Kammergerichts
sei zutreffend. Grundsétzlich
misse der Unternehmer seine
Leistungen bis zur Kiindigung
prifbar abrechnen. Damit solle
der Bauherr vor finanziellen
Nachteilen geschiitzt werden.
Die vom Unternehmer vorge-

Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische
Bundesamt (berarbeitet dabei
auch die statistischen Werte der
letzten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtréglich ermittelten, geén-
derten Verbraucherverhaltens.

Vorstehende Darstellungen
beziehen sich auf Vertrdge mit
Indexanpassung seit dem
1.1.2003. Fir &ltere Zeitrdume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versdumt haben, eine
Anpassung durchzufuhren oder
ein anderer Index verwandt
wurde. Das Statistische Bundes-
amt bietet unter dem folgenden
Link einen Onlinerechner zur
Berechnung von Schwellenwer-

nommene vereinfachte Abrech-
nung sei aber auch zuldssig,
wenn der Bauherr dieser Ab-
rechnung nicht widerspréache.
Der Widersrpuch sei zudem
rechtlich nur beachtlich, wenn in
ihm triftige Griinde dargelegt
wirden. Ein solcher triftiger
Grund kénne darin liegen, dass
der Drittunternehmer  relativ
glnstiger gearbeitet habe, so
dass anzunehmen sei, der ge-
kiindigte Unternehmer waéhle
diese Abrechnungsart nur, um
sich wirtschaftliche Vorteile zu
verschaffen.  Diese triftigen
Griinde habe der Bauherr zu
keiner Zeit vorgebracht. Die
Entscheidung des Kammerge-
richts erfordere daher keine
Durchfuhrung einer Revision
(VI ZR 124/13).

ten und Veranderungsraten von
Wertsicherungsklauseln, die auf
Verbrauchpreisindizes basieren.

Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt fiir Statistik ermittel-
ten Index flr die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmoglichkeit gemaR BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR
141/07), ZIV 2009, 47 verwie-
sen.

Soweit der Vertrag noch &lter ist
und/oder andere Indizes verwen-
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 817 Verstoß gegen Gesetz oder gute Sitten
War der Zweck einer Leistung in der Art bestimmt, dass der Empfänger durch die Annahme gegen ein
gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verstoßen hat, so ist der Empfänger zur Herausgabe verpflichtet. Die Rückforderung ist ausgeschlossen, wenn dem Leistenden gleichfalls ein solcher Verstoß zur Last fällt, es sei denn, dass die Leistung in der Eingehung einer Verbindlichkeit bestand; das zur Erfüllung einer solchen Verbindlichkeit Geleistete kann nicht zurückgefordert werden.



det wurden, berechnet das Statis-
tische Bundesamt gegen eine
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Entgelt von 30 € auch diese
Teuerungsrate.

Basis: 2010

2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013 | 2014
Januar 89,1 [ 90,1 {914 |93,1 |94,7 | 97,4 | 983 |99,0 |100,7 | 102,8 | 104,5 | 105,9
Februar 89,6 [ 90,3 [ 91,8 | 935 |951 |97,8 [ 989 |994 |101,3|103,5 |105,1 | 106,4
Marz 89,7 [ 90,6 [ 92,2 | 935 |953 |983 |98,7 |999 |101,9 | 104,1 | 105,6 | 106,7
April 89,4 [ 90,9 (92,0 | 938 |958 |981 |988 |100,0 | 101,9 | 103,9 | 105,1 | 106,5
Mai 89,2 91,1 {922 | 938 |958 |98,7 |987 |999 |101,9|103,9 | 1055 | 106,4
Juni 89,5 91,1 (92,3 | 94,0 [958 |989 |99,0 | 999 |102,0 | 103,7 | 105,6
Juli 89,7 91,3 (92,7 | 94,4 |96,3 | 99,5 | 99,0 |100,1 | 102,2 | 104,1 | 106,1
August 89,7 91,4 (928 | 94,2 |96,2 | 99,2 | 99,2 | 1002 | 102,3 | 104,5 | 106,1
September | 89,6 [ 91,2 | 929 |[939 964 | 99,1 | 98,9 |100,1 | 102,5 | 104,6 | 106,1
Oktober 89,6 | 91,3 | 93,0 | 94,0 | 96,6 | 98,9 |98,9 |100,2|102,5 | 104,6 | 105,9
November | 89,4 | 91,1 | 92,7 | 94,0 |97,1 |98,4 |98,8 |100,3 | 102,7 | 104,7 | 106,1
Dezember | 90,1 | 92,1 | 93,4 | 94,7 | 97,7 |98,8 | 99,6 |100,9 | 102,9 | 105,0 | 106,5
Verzugszinssatze
Der Glaubiger kann nach dem Falligkeit und Zugang einer nicht beteiligt sind, acht Pro-

Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB). Einer Mahnung bedarf es
nicht, wenn fiir die Leistung eine
Zeit nach dem Kalender be-
stimmt ist, die Leistung an ein
vorausgehendes Ereignis an-
knipft, der Schuldner die Leis-
tung verweigert oder besondere
Grinde den sofortigen Eintritt
des Verzugs rechtfertigen (§ 286
Abs. 2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach

Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der
Verbraucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders  hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fur das Jahr funf
Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-
geschéfte, an denen Verbraucher

zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).
Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grolRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grolRe ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der  Européischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des  betreffenden
Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne | Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz | zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zinssatz | cherbeteili-

gung % % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.7. bis 31.12.2008 | 3,19 8,19 | 11,19

1.7. bis 31.12.2002 | 2,47 7,47 10,47 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 | 9,62

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.7. bis 31.12.2009 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2003 | 1,22 6,22 9,22 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.7. bis 31.12.2010 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2004 | 1,13 6,13 9,13 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.7. bis 31.12.2011 | 0,37 537 | 8,37

1.7. bis 31.12.2005 | 1,17 6,17 9,17 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.7. bis 31.12.2012 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2006 | 1,95 6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 | 7,87

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.7. bis 31.12.2013 | -0,38 4,62 | 7,62

1.7. bis 31.12.2007 | 3,19 8,19 11,19 1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 | 7,37

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.7. bis 31.12.2014 | -0,73 4,27 | 7,27

www. Kanzlei-schultze.de
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REcHisANWALTE

Rechtsanwalte bzw. Rechtsanwaéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebiihrenordnung (BRAGO) bzw. flir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergltungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwélte der Europdischen Gemeinschaft. Sadmtliche berufsrechtliche Regelungen
konnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fur Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den Inhalt
zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm mdglich und zumutbar ist, die
Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fiir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere Linkebe-
nen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Urheber des Bildmaterials:

Stadt Leipzig, Amt flr Geoinformation und Bodenordnung 2013
Udo Buttkus

Heinz G. Schultze

Die in der ZIV vertffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch fir die vertffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsdtze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegentiber Datenbanken
und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art und
Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaBig zuganglich gemacht werden. ZU-
RUCK
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